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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Besoldung beam- 
teter Werkleiter kommunaler Eigenbetriebe, die 
auf Betriebszahlen des Wirtschaftsjahres 1980 
basiert, mit dem von ihr vertretenen Grundsatz 
einer funktionsgerechten Besoldung noch für 
vereinbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 10. August 1989 

Die angesprochenen Probleme berühren in erster Linie die Interessen der 
Länder, die die Aufsicht über den Kommunalbereich ausüben. Die Länder 
haben dem Bund seit der Änderung der Werkleiterbesoldungsverordnung 
des Bundes im Juni 1983 keine Vorschläge für eine Änderung der Verord- 
nung unterbreitet. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, daß besoldungsrechtliche Regelungen, die 
an Meßzahlen anknüpfen, nur in größeren Zeitabständen an die Entwick- 
lung angepaßt werden. Die in der Werkleiterbesoldungsverordnung des 
Bundes vom 16. Juni 1976 festgelegten Betriebszahlen sind erst durch die 
Verordnung vom 22. Juni 1983 aktualisiert worden. Die Regelungen für 
Betriebsprüfer in der sogenannten Funktionsgruppenverordnung vom 
23. Dezember 1971, die auf Umsatzzahlen bei den geprüften Betrieben 
abstellen, sind erst durch die Verordnung vom 3. Juh 1986 (BGBl. I S. 993) 
an die Entwicklung angepaßt worden. 

Die Einstufungen von Ämtern in der Bundesbesoldungsordnung B sind 
seit 1975 bis jetzt grundsätzlich nicht geändert worden, obwohl in einer 
größeren Zahl von Fällen nicht unerhebliche Aufgabenvermehrungen 
eingetreten sind. Hierbei ist zu erwähnen, daß in der Werkleiterbesol- 
dungsverordnung Einstufungen in Besoldungsgruppen der Bundesbesol- 
dungsordnung B ein erhebhches Gewicht haben. 


2. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß den kom- 
munalen Eigenbetrieben in zunehmendem Ma- 
ße zusätzliche Aufgaben übertragen und kom- 
munale Einrichtungen eingegliedert werden, 
wie z. B. Freizeitanlagen, Häfen, Anlagen zur 
Beseitigung von Abwasser, Müll und Sonder- 
müll, die den Arbeits- und Verantwortungsbe- 
reich der Leiter dieser Unternehmen erheblich 
ausweiten, glei 9 hwohl bei ihrer Einstufung nicht 
berücksichtigt werden, und wann gedenkt die 
Bundesregierung diese m. E. ungerechte Einstu- 
fung zu ändern? 


3. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Werklei- 
ter, die sich aktiv für Energie- und Wasserein- 
sparung einsetzen und damit den Forderungen 
der Kommunen und der staatlichen Energiepoli- 
tik entsprechen, besoldungsmäßig benachteiligt 
werden können, und hält die Bundesregierung 
die bisher benutzten Parameter unter diesem 
Gesichtspunkt noch für sachgerecht? 
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4. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Besol- 
dung beamteter Werkleiter nach Untersuchun- 
gen renommierter Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften wesentlich hinter der Vergütung zu- 
rückbleibt, die bei Unternehmen der Regional- 
und Verbundsstufe für vergleichbare Aufgaben 
gezahlt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 10. August 1989 

Bei der Erarbeitung der Änderungs Verordnung vom 22. Juni 1983 zur 
Werkleiterbesoldungsverordnung des Bundes ist die Frage, ob neben der 
Anpassung der Betriebszahlen auch strukturelle Änderungen der Einstu- 
fungsregelungen vorgenommen werden sollten, mit den Ländervertretern 
erörtert, aber nicht weiterverfolgt worden. 

Im Länderbereich wird demnächst die Frage einer neuerlichen An- 
passung der Meßzahlen an die zwischenzeitliche Entwicklung erörtert 
werden. Mein Haus wird anregen, Ihre Vorschläge in die Prüfung einzu- 
beziehen. 


5. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 


6. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Umstand, 
daß der Staatsrechtswissenschaftler und Ex-Ver- 
teidigungsminister Prof. Dr. Scholz den Einsatz 
von BGS-Beamten im Rahmen einer UN-Mission 
als unzulässig ausgeschlossen hat („Es sei 
denn, . . . ohne Pistole und im Frack" - die 
Welt, 13. April 1989)? 


Auf welcher Rechtsgrundlage wäre nach Auffas- 
sung der Bundesregierung ein solcher Einsatz 
dennoch denkbar angesichts des Umstandes, daß 
der abschließende Aufgabenkatalog des BGS- 
Gesetzes grundsätzlich keine Tätigkeiten in UN- 
Einheiten oder im Ausland vorsieht, da das Beam- 
tenrecht keine Einzelabordnungen zu nicht-deut- 
schen Dienstherren ermöglicht und etwaige 
Änderungen dieser Rechtslage nach der Kom- 
mentarmeinung auf Grund des Wesentlichkeits- 
vorbehaltes einer parlamentarischen Entschei- 
dung bedürften? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 16. August 1989 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in Kürze über eine Anfrage des Gene- 
ralsekretärs der Vereinten Nationen zu entscheiden, 50 Polizeibeamte aus 
der Bundesrepublik Deutschland zur Verstärkung eines internationalen 
Polizeikontingents im Rahmen der VN- Friedensmission UNTAG (United 
Nations Transition Assistance Group) nach Namibia zu entsenden. 

Die Bundesregierung sieht davon ab, im Vorfeld der Kabinettsentschei- 
dung zu Einzelfragen, wie etwa den rechtlichen Voraussetzungen für die 
Entsendung von Beamten des Bundesgrenzschutzes, Stellung zu nehmen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers deer Finanzen 


7, Abgeordneter 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung ein Ausfüh- 
rungsgesetz nach Artikel 115 Abs. 1 Satz 3 
GG vorlegen, und wann wird der Bundesmini- 
ster der Finanzen den entsprechenden Referen- 
tenentwurf fertiggestellt haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klemm 
vom 16. August 1989 

Es wird angestrebt, das Ausführungsgesetz zu Artikel 115 Abs. 1 Satz 3 
GG so rechtzeitig vorzulegen, daß es noch in dieser Legislaturperiode 
verabschiedet werden kann. 

Die Erörterung eines Gesetzentwurfes mit den Bundesressorts, den Län- 
dern und im Finanzplanungsrat ist für den Herbst 1989 vorgesehen. 


8. Abgeordnete 

Frau 

Conrad 


(SPD) 


Von welchen Aussiedler- und Übersiedlerzahlen 
geht die Bundesregierung in den einzelnen Jah- 
ren des neuen Finanzplans des Bundes bis 1993 
aus, und welche finanziellen Leistungen sind in 
den einzelnen Jahren 1989 bis 1993 aus dem Bun- 
deshaushalt für Aussiedler und Übersiedler vor- 
gesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klemm 
vom 16. August 1989 

Der Finanzplan geht davon aus, daß 1989 350 000 bis 400 000 Aussiedler 
und ab 1990 jährlich rund 350 000 Aussiedler zu uns kommen. Außerdem 
sind jährlich rund 60 000 Übersiedler unterstellt. 

Die finanziellen Leistungen aus dem Bundeshaushalt, die ausschließlich 
Aus- und Übersiedlern zugute kommen, betragen: 


1989: 

2,6 Mrd. DM 

1990: 

3,2 Mrd. DM 

1991: 

3,1 Mrd. DM 

1992: 

2,8 Mrd. DM 

1993: 

2,8 Mrd. DM 


Neben diesen Leistungen können Aus- und Übersiedler aus dem Bundes- 
haushalt auch Leistungen nach allgemeinen, für die gesamte Bevölkerung 
geltenden Gesetzen (z. B. Kindergeld, Wohngeld) in Anspruch nehmen. 


9. Abgeordnete 

Frau 

Faße 

(SPD) 


Wenn die Bundesregierung in den Verhandlun- 
gen über das Doppelbesteuerungsabkommen mit 
Zypern nicht das Ziel verfolgt, auf das Besteue- 
rungsrecht für Seeleute zu verzichten, warum hat 
dann der Bundesminister der Finanzen die Län- 
der gebeten, die betreffenden Einkünfte der 
Seeleute vorläufig zu besteuern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 16. August 1989 

Die Bundesregierung hat unverändert grundsätzhche Bedenken gegen 
eine doppelte Steuerbefreiung der Einkünfte von Seeleuten, die in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässig sind und auf Schiffen mit zypri- 
scher Flagge arbeiten. Mit den Ländern besteht inzwischen auch Einver- 
nehmen, daß eine Revision des Doppelbesteuerungsabkommens mit dem 
Ziel eines Verzichts auf die Besteuerung der Seeleute abgelehnt werden 
soll. Diese Auffassung muß der zyprischen Regierung noch in geeigneter 
Form mitgeteilt und erläutert werden. 

Im Hinbhck auf die zu Beginn der Gespräche mit der zyprischen Regie- 
rung erörterten Kompromißlösung (vgl. die Antwort der Bundesregierung 
vom 14. April 1989 auf Ihre Frage vom 6. April 1989) waren die Länder ge- 
beten worden, von weiteren Besteuerungsmaßnahmen gegen den betrof- 
fenen Personenkreis vorerst abzusehen. Der Bundesminister der Finanzen 
hat diese Bitte bisher nicht aufgehoben. 


10. Abgeordnete 

Frau 

Faße 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, das Doppelbe- 
steuerungsabkommen mit Liberia, in dem auf die 
Besteuerung deutscher Seeleute auf Liberia- 
Schiffen verzichtet wird, zu ändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 16. August 1989 

Die Bundesregierung beabsichtigt, der liberianischen Regierung eine 
Revision des Abkommens mit dem Ziel einer Anpassung von Artikel 15 an 
das OECD-Musterabkommen vorzuschlagen. 


11, Abgeordneter 
Nehm 
(SPD) 


Um wieviel wird im Zeitraum von 1989 bis 1992 
der Ausgaberahmen des bisher geltenden 
Finanzplans des Bundes bis 1992 durch den 
neuen Finanzplan bis 1993 überschritten, und wie 
errechnet sich dieser Saldo in der Bruttodarstel- 
lung aus Mehrausgaben gegenüber der bisheri- 
gen Planung und kompensierenden Kürzungen 
bzw. Minderausgaben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klemm 
vom 16. August 1989 

Die Gesamtausgaben des Bundes haben sich gegenüber dem bisherigen 
Finanzplan wie folgt geändert: 



1989 

1990 

1991 

1992 


- Mrd. DM - 

Bisheriger Finanzplan 





(1989 = Reg.-Entw.) 

288,15 

293,80 

301,1 

308,6 

Mehrausgaben 

5,97 

13,68 

18,8 

26,2 

Minderausgaben 

- 2,81 

- 6,13 

- 8,5 

- 14,8 

Neuer Finanzplan 

291,31 

301,35 

311,4 

320,0 
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12. Abgeordneter Wie wird sich die Ausgabenstruktur des Bundes- 

Nehm haushalts nach Hauptgnippen nach dem neuen 

(SPD) Fincinzplan des Bundes in den einzelnen Jahren 

1989 bis 1993 entwickeln? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klemm 
vom 16. August 1989 

Die Ausgabenstruktur entwickelt sich im Finanzplanungszeitraum bis 
1993 wie folgt: 



1989 

1990 

1991 

1992 

1993 



- 

Mrd. DM - 

- 


Hauptgruppe 4 

41,6 

42,7 

44,6 

45,9 

47,1 

Hauptgruppe 5 

65,9 

67,7 

71,0 

74,2 

77,3 

Hauptgruppe 6 

148,3 

153,1 

158,1 

159,1 

158,6 

Hauptgruppe 7 

6,3 

6,9 

7,0 

7,2 

7,4 

Hauptgruppe 8 

31,1 

30,8 

30,4 

29,9 

29,8 

Hauptgruppe 9 

- L9 

0,2 

0,3 

3,7 

8,8 


13. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möghchkeiten, daß 

Nolting Reserveübungen als Bildungsurlaub anerkannt 

(FDP) und die steuerhche Absetzbarkeit erreicht 

werden kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klemm 
vom 10. August 1989 

Mit Wehrübungen erfüllt der Wehrpflichtige einen Teil seiner ihm gesetz- 
lich auf erlegten Wehrpflicht. Er ist vom Arbeitgeber ohne Anrechnung auf 
seinen Urlaub freizustellen. Der Bildungsurlaub, für den ein Teil der Län- 
der gesetzliche Regelungen getroffen hat, betrifft rechtlich und tatsächlich 
einen anderen Sachverhalt, so daß insoweit kein Regelungsbedarf, auch 
hinsichtlich steuerlicher Folgerungen, besteht. Die soziale Sicherung des 
Wehrpflichtigen und seiner Familie während einer Wehrübung ist durch 
das Wehrsoldgesetz, das Unterhaltssicherungsgesetz und das 
Arbeitsplatzschutzgesetz abschließend geregelt. 


14. Abgeordneter 

Waltemathe 

(SPD) 


Welche Ausgaben aus welchen Einzelplänen 
sind in den Betrag von 2,7 Mrd. DM eingerechnet 
worden, der nach Aussage des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
1990 für den Umweltschutz vorgesehen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klemm 
vom 17. August 1989 

Die Ausgaben im Regierungsentwurf vom Bundeshaushalt 1990 für Aus- 
gaben des Umweltschutzes und für Maßnahmen mit umweltverbessern- 
der Wirkung betragen nach der Vorbemerkung des Kapitels 1602 im 
Haushaltsentwurf 1989 2 644 Mio. DM. Sie teilen sich wie folgt auf: 
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Einzelplan 06 
Einzelplan 08 
Einzelplan 09 
Einzelplan 10 
Einzelplan 12 
Einzelplan 15 
Einzelplan 16 
Einzelplan 25 
Einzelplan 27 
Einzeljilan 30 
Einzelplan 60 


- in Mio. DM - 

3 

11 

35 
348 
168 

36 
955 
135 

8 

915 
30 

Zusammen 2 644 


Diese Tabelle wird zur Zeit auf Vollständigkeit überprüft. Sobald die 
Überarbeitung abgeschlossen ist, werde ich Sie weiter unterrichten. 


15. Abgeordneter 
Wieczorek 
(Duisburg) 
(SPD) 


Wie werden sich die Subventionen des Bundes 
(aufgeteilt nach Finanzhilfen und Steuersubven- 
tionen) nach dem neuen Finanzplan des Bundes 
in den Jahren 1989 bis 1993 entwickeln? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klemm 
vom 16. August 1989 

Über die Entwicklung der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des 
Bundes berichtet die Bundesregierung gemäß § 12 Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz im Abstand von zwei Jahren. Der 12. Subventionsbe- 
richt, der die Jahre 1987 bis 1990 umfaßt, wird derzeit erstellt und im Sep- 
tember dem Deutschen Bundestag zugeleitet. Ich bitte, sich bis dahin zu 
gedulden. 

Der Bericht wird - wie üblich - über die Darstellung im Berichtszeitraum 
hinaus auch Angaben über die Entwicklung der Finanzhilfen im Finanz- 
planungszeitraum enthalten. Das Volumen der Steuervergünstigungen 
wird nur für den Berichtszeitraum geschätzt; gesonderte weitergehende 
Schätzungen für die Vielzahl der Steuervergünstigungen auch für den 
Finanzplanungszeitraum bis 1993 wären mit einem unvertretbar großen 
Arbeitsaufwand und mit hohen Schätzrisiken verbunden. 

Die Entwicklung der Finanzhilfen weist im Haushaltsentwurf 1990 einen 
Rückgang um über 2 v. H. auf; im Finanzplanungszeitraum ist ein weiterer 
deutlicher Rückgang vorgesehen. Auf die Kurzdarstellung im Finanzplan 
1989 bis 1993 unter Nr. 15 nehme ich Bezug. Das Volumen der Steuerver- 
günstigungen wird vor allem durch den Subventionsabbau im Rahmen 
der Steuerreform 1990 und in den Folgejahren spürbar verringert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


16. Abgeordneter 

Glos 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Verhältnismäßigkeit der Mittel bei der Überprü- 
fung möglicher Verstöße gegen das sogenannte 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz gewahrt ist, 
wenn bei Handwerksbetrieben sofort zu Mitteln 
wie Hausdurchsuchung, Beschlagnahme von 
Akten usw. gegriffen wird? 
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17. Abgeordneter Nimmt die Bundesregierung die Unsicherheiten 

Glos und Schwierigkeiten bei der Praktizierung des 

(CDU/CSU) Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (siehe Initia- 

tive des Bayerischen Senats) zum Anlaß, um gel- 
tendes Recht klarer und praktikabler zu gestal- 
ten, und ist damit gegebenenfalls bereits bei der 
Verabschiedung der Verlängerung des Beschäf- 
tigungsförderungsgesetzes zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 17. August 1989 

Soweit der Verstoß gegen das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz eine 
Ordnungswidrigkeit darstellt, wie dies bei Verleih ohne erforderhche 
Verleiherlaubnis oder bei Entleih eines ausländischen Arbeitnehmers 
ohne erforderliche Arbeitserlaubnis der Fall ist, ist das Verfahren zur 
Aufklärung des Tatverdachts der Ordnungswidrigkeit wie für alle ande- 
ren Ordnungswidrigkeiten im Ordnungswidrigkeitengesetz geregelt. 
Das Ordnungswidrigkeitengesetz verweist für die Beschlagnahme und 
Durchsuchung auf die Vorschriften der Strafprozeß Ordnung. Der Gesetz- 
geber hält also auch in Ordnungswidrigkeitenverfahren Durchsuchungen 
und Beschlagnahmen für verhältnismäßig. 

Hinzu kommt, daß Durchsuchungen und Beschlagnahmen grundsätzhch 
nur durch den Richter angeordnet werden dürfen. Die Anordnung der 
Durchsuchung der Wohnung und anderer Räume eines einer Ordnungs- 
widrigkeit Verdächtigen setzt voraus, daß zu vermuten ist, die Durchsu- 
chung werde zur Auffindung von Beweismitteln führen. Gegenstände, 
die als Beweismittel für die Untersuchung von Bedeutung sein können, 
unterliegen der Beschlagnahme. 

Ob zur Aufklärung eines Verdachtes illegaler Arbeitnehmerüberlassung 
als erster Schritt die Vernehmung von Zeugen, also im wesenthchen von 
Kunden des Verleihers und seinen Arbeitnehmern, verhältnismäßig ist, 
oder ob ein Gerichtsbeschluß zur Durchsuchung und Beschlagnahme von 
Beweismitteln herbeigeführt wird, richtet sich nach den Umständen des 
Einzelfalles. Dabei wird mitbedacht, daß auch die Vernehmung von 
Arbeitnehmern und Kunden als Zeugen den Verdächtigen belastet, und 
zwar oft mehr als die interne Sicherstellung von Beweismitteln in seinen 
Geschäftsräumen. Zur Vermeidung der Verdunkelung und des Beiseite- 
schaffens von Unterlagen wird jedoch häufig mit der Sicherstellung der 
Geschäftsunterlagen begonnen werden müssen. Dabei ist durch die Not- 
wendigkeit der Entscheidung eines unabhängigen Richters sichergs teilt, 
daß der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet wird. 

Der Bayerische Senat sieht bei der Durchführung des Arbeitnehmerüber- 
lassungsgesetzes Schwierigkeiten in der Abgrenzung zum Werkvertrag 
(Senats- Drucksache 166/89). 

Rechthch sind der Werkvertrag und die Arbeitnehmerüberlassung ein- 
deutig abgegrenzt. Beim Werkvertrag ist der Werkunternehmer ver- 
pflichtet, einen bestimmten Erfolg herbeizuführen, der Verleiher von 
Arbeitskräften schuldet lediglich die Überlassung von Arbeitskräften. 

Tatsächlich bestehen erhebhche Schwierigkeiten, Werkvertrag und 
Arbeitnehmerüberlassung abzugrenzen, zumal immer 'wieder versucht 
wird, die als zu streng empfundenen Vorschriften des Arbeitnehmerüber- 
lassungsgesetzes durch ein Ausweichen in unechte oder echte Werkver- 
träge zu umgehen. Seit dem Inkrafttreten des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes im Jahre 1972 hat die Rechtsprechung jedoch Abgren- 
zungsmerkmale festgelegt, die der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit 
in seinen Durchführungsanweisungen zur Abgrenzung zwischen Arbeit- 
nehmerüberlassung und anderen Formen drittbezogenen Personaleinsat- 
zes unter Beteiligung von Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
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in der Selbstverwaltung zusammengefaßt hat. Ob es sich empfliehlt, 
diese von der Rechtsprechung der obersten Bundesgerichte herausgear- 
beiteten Merkmale auch gesetzhch festzulegen, wird unter Beteüigung 
der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände umfassend zu prüfen 
sein. 

Die Vorschläge des Bayerischen Senats gehen dahin, drei der von der 
Rechtsprechung der obersten Bundesgerichte aufgestellten wichtigsten 
Kriterien in Zukunft nicht mehr als Arbeitnehmerüberlassung zu werten, 
nämlich 

- Vergütung nach Zeiteinheiten (Arbeitsstunden), 

- organsiatorische Eingliederung des entsandten Arbeitnehmers in den 
Drittbe trieb, 

- Weisung des Drittbetriebs gegenüber dem entsandten Arbeitnehmer. 

Entscheidend soll nach diesem Vorschlag allein die Übernahme der 
Haftung für die durch den entsandten Arbeitnehmer geleisteten Arbeiten 
sein. 

Allerdings ist dieses Abgrenzungsmerkmal schwierig, denn auch in 
einem Werkvertrag kann die Haftung ausgeschlossen sein, wie sich aus 
§ 637 BGB ergibt. Es würde ein Bereich der Entsendung von Arbeitneh- 
mern von den Schutzvorschriften des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
ausgenommen, der in Wahrheit Arbeitnehmerüberlassung ist und in dem 
auch die abstrakten Gefahren für Leiharbeitnehmer bestehen. Für die 
Abgrenzung würden zusätzliche neue, von der Rechtsprechung noch 
nicht entschiedene Zweifelsfragen aufgeworfen. 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachte Entwurf 
eines Beschäftigungsförderungsgesetzes 1990 sieht für den Bereich 
der Arbeitnehmerüberlassung bereits vor, die zulässige Höchstdauer der 
Arbeitnehmerüberlassung von drei auf sechs Monate bis zum 31. Dezem- 
ber 1995 zu verlängern und außerdem für kleinere Betriebe als weitere 
Ausnahme vom Arbeitnehmerüberlassungsgesetz die erlaubnisfreie 
sogenannte KoUegenhüfe einzuführen. Die Auswirkungen dieser Rechtsän- 
derungen sollten zunächst ab gewartet werden. 


18. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick über 
die Anzahl, die Behandlung und Unterbringung 
der Krankenpflegefälle in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


19. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Wie hoch ist die Anzahl der Pflegefälle, bei denen 
die Krankenkassen eine Kostenübernahme ver- 
weigert haben, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu tun, um die Pflegefallsituation von 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland zu 
verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 14. August 1989 

Wie eine Rückfrage ergab, geht es bei der ersten Frage um Fehlbelegun- 
gen in Krankenhäusern mit Pflegefällen, die einer Krankenhausbehand- 
lung nicht bedürfen. 

Die Bundesregierung hat keinen genauen Überblick über die Zahl dieser 
Fälle. Untersuchungen haben zwar ergeben, daß 38 v. H. der Kranken- 
hauspatienten über 60 Jahre, dies sind rund 1,3 Mio. Patienten, zu lange 
im Krankenhaus liegen. Es ist jedoch nicht bekannt, wie viele dieser Pa- 
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tienten Pflegefälle sind. Der Bundesregierung ist auch nicht die Zahl der 
Fälle bekannt, in denen die Krankenkassen die Übernahme der Kosten 
eines Krankenhausaufenthalts mit der Begründung verweigert hat, es 
habe sich um eine Fehlbelegung gehandelt. 

Die Bundesregierung hat mit den durch das Gesundheits-Reformgesetz 
neu eingeführten Leistungen bei Schwerpflegebedürftigkeit und mit dem 
durch das Steuerreformgesetz 1990 neu eingeführten Pflege-Pauschbe- 
trag bereits eine erhebliche Verbesserung der Situation von Pflegebedürf- 
tigen herbeigeführt. Sie hat außerdem im Entwurf eines Rentenreform- 
gesetzes 1992 eine Verbesserung der Alterssicherung für Pflegepersonen 
von Pflegebedürftigen auf den Weg gebracht. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung sind weitere Verbesserungen notwendig. Diese werden im 
Rahmen einer zu entwickelnden Gesamtkonzeption zur besseren sozialen 
Absicherung der Pflegebedürftigen, die auch die Kostenträgerschaft ein- 
bezieht, erörtert werden müssen. 


20. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Wie hoch war in den Jahren 1987 und 1988 die 
Zahl der ABM-Arbeitsplätze, und von welcher 
Entwicklung geht die Bundesregierung für die 
Jahre 1989 bis 1993 aus?- 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 16. August 1989 

Die Mittelansätze in den Haushalten 1987 und 1988 der Bundesanstalt für 
Arbeit (BA) für die Förderung von allgemeinen Maßnahmen zur Arbeits- 
beschaffung zielte auf eine jahresdurchschnittliche ABM- Beschäftigung 
von jeweils 110 000 Personen ab. Tatsächlich wurden 1987 rund 114 700 
und 1988 rund 114 900 ABM- Arbeitnehmer jahresdurchschnittlich be- 
schäftigt. Die hierfür erforderlichen hohen Ausgaben, jeweils mehr als 
3 Mrd. DM, haben mit dazu beigetragen, daß in den Jahren 1989 und 1990 
der Mittelbedarf der BA durch Bundeszuschüsse in Milliardenhöhe ge- 
deckt werden muß. 

Im ersten Halbjahr 1989 waren knapp unter 100 000 Personen (99 627) 
durchschnittlich in ABM beschäftigt. Es ist davon auszugehen, daß diese 
Zahl auch im Jahresdurchschnitt in etwa gehalten werden kann. Zu den 
Zielgrößen für die Haushaltsjahre 1990 bis 1993 können derzeit keine 
Angaben gemacht werden. Diese hängen von den Mittelansätzen in den 
künftigen Haushaltsplänen der BA ab. Da der Haushaltsplan der BA von 
Gesetzes wegen vom Vorstand auf gestellt und vom Verwaltungsrat fest- 
gestellt wird, sind die Beratungen in der Selbstverwaltung der BA abzu- 
warten. Das Haushaltsverfahren läuft in der zweiten Septemberhälfte an. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


21. Abgeordneter 
Fuchtel 
(CDU/CSU) 


Wieviel Bedienstete des Bundesverteidigungs- 
ministeriums verfügen über eine gültige Berech- 
tigung zum Führen von militärischen Strahlen- 
flugzeugen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 9. August 1989 

Im Bundesministerium der Verteidigung verfügen derzeit 21 Offiziere 
über eine gültige Berechtigung zum Führen von militärischen Strahlflug- 
zeugen. 

22. Abgeordneter Wie viele der betroffenen Bediensteten haben die 

Fuchtel zum Erhalt der Flugzeugführerberechtigung not- 

(CDU/CSU) wendigen Flugstunden im Ausland und wie viele 

im Inland zurückgelegt, jeweils bezüglich der 
Jahre 1985, 1986, 1987 und 1988? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 9. August 1989 

Auf Grund der Unterschiede in den Einsatzgrundsätzen zwischen Luft- 
waffe und Marine wird diese Frage getrennt beantwortet. 


Für beide Teilstreitkräfte gilt eine Höchstgrenze von 70 Flugstunden pro 
Jahr. 

Marine 



1985 

1986 

1987 

1988 

Offiziere: 

4 

5 

5 

5 

Hugstunden: 

280 

350 

350 

350 


Hiervon wurden ca. 80% über internationalen Gewässern und ca, 5% im 
Ausland geflogen. 

Luftwaffe 



1985 

1986 

1987 

1988 

Offiziere: 

18 

17 

17 

17 


Die genauen Flugstundenzahlen für jeden Bediensteten des Ministeriums 
lassen sich für diese Jahre nicht mehr ermitteln. Die Höchstgrenze von 
70 Flugstunden pro Jahr wurde nicht überschritten. 

Für alle Flugzeugführer entfielen pro Jahr ca. 30% des Flugstunden- 
programms auf Flüge im Ausland. 


23. Abgeordneter 
Fuchtel 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang haben betroffene Bedien- 
stete, die die Flugstunden im Ausland erbracht 
haben, zusätzlich über das zum Erhalt der Be- 
rechtigung notwendige Maß noch Tiefflüge im 
Bundesgebiet durchgeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 9. August 1989 

Zu den unter Frage 22 aufgeführten Flugstunden fanden keine zusätz- 
lichen Flüge, auch keine Tiefflüge, statt. 


24. Abgeordneter 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Läßt sich aus den Äußerungen des Bundesmini- 
sters der Verteidigung anläßlich seines Besuches 
bei der Marine (siehe Kieler Nachrichten 4. Juli 
1989) der Schluß ziehen, daß der Kabinettsbe- 
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Schluß vom 17. Oktober 1984 zur Reduzierung der 
Bundeswehr um ca. 30000 Mann nunmehr in die 
Tat umgesetzt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 9. August 1 989 

Die gegenwärtige Bundeswehrplanung auf der Grundlage des Kabinetts- 
beschlusses vom 17. Oktober 1984 sieht vor, den Umfang aktiver Soldaten 
von 1991 bis 1995 schrittweise von 488 000 auf 456 000 zu reduzieren. 


25. Abgeordneter Wie weit sind die Planungen bzw. Durchfüh- 

Jungmann rungen, um diese Reduzierungen zu realisieren? 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 9. August 1 989 

Für die Jahre 1991 und 1992 sind die Reduzierungen im Rahmen der bis- 
herigen Streitkräftestruktur vorbereitet. Für die Folgejahre wird gegen- 
wärtig die Reduzierung des Umfangs an aktiven Soldaten neu untersucht. 
Das Ergebnis wird auch von den Ergebnissen der VKSE- Verhandlungen 
beeinflußt werden. 


26. Abgeordneter Wann und wie wird mit der Reduktion begonnen? 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 9. August 1989 

Die Reduzierungen bis 1992 um rund 18 000 aktive Soldaten werden im 
wesentlichen noch linear vorgenommen. Erst ab 1993 wird es stärkere Ein- 
griffe in die Stationierungsplanungen und Verbandsstrukturen geben. 


27. Abgeordneter 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Welche Folgen haben die Reduktionen für die 
zivile Verwaltung, und wie soll den Auswirkun- 
gen in diesem Bereich begegnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 9. August 1989 

Organisation und personeller Umfang der Wehrverwaltung des Bundes 
können sich im Rahmen des verfassungsrechtlich festgelegten Auftrages 
(Artikel 87 b Grundgesetz) nur aufgabenbezogen entwickeln. Veränderun- 
gen von Struktur und Bestand der Streitkräfte bedingen daher nicht notwen- 
digerweise prarallele Änderungen der Wehrverwaltung. 
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Daneben werden z. B. durch Aufgabenzuwachs im Wehrersatzwesen und 
durch neue Aufgabenstellungen im Umweltschutz Folgerungen zu ziehen 
sein. Hierzu sind Untersuchungen eingeleitet, zu deren Ergebnis derzeit 
jedoch (nicht zuletzt wegen zahlreicher unbesetzter Dienstposten) noch 
keine abschließenden Aussagen getroffen werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Famiiie, Frauen und Gesundheit 


28. Abgeordneter 

Daweke 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich 
des evangelischen Gemeindedienstes in Ost- 
westfalen-Lippe mit Wirkung vom 1. August 
1989 aus der Stiftung „Mutter und Kind - Schutz 
des ungeborenen Lebens" keine Mittel mehr 
verfügbar sind, weil die 3 Mio. DM des Diakoni- 
schen Werkes Münster für 1989 bereits aufge- 
braucht sind? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 14. August 1989 ^ 

Die der Frage zugrundeliegende Situation ist der Bundesregierung be- 
kannt. Offensichtlich ist es in dem genannten Bereich nicht gelungen, die 
für 1989 insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel - entsprechend § 5 
Abs. 1 der Richtlinien für die Bundesstiftung so zu quotieren, daß eine 
gleichmäßige Zuwendung an die Antragstellerinnen über das Jahr hin 
möglich bleibt. 

Die Mittel für die Bundesstiftung waren für 1989 gegenüber dem Vorjahr 
um 20 Mio. DM auf 130 Mio. DM erhöht worden. 


29. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 

Daweke um diesem Mißstand abzuhelfen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 14. August 1989 

Die Bundesregierung sieht kurzfristig für 1989 leider keine Möglichkeit, 
zusätzliche Mittel für die Bundesstiftung „Mutter und Kind - Schutz des 
ungeborenen Lebens" bereitzustellen. Mit dem Caritasverband Münster 
als dem Zuwendungsempfänger der Stiftungsmittel für Nordrhein- West- 
falen zusammen mit den Vertretern der Stiftungsmittel vergebenden Be- 
ratungsstellen sind Gespräche über die Kriterien für die Verteilung und 
den Einsatz der Stiftungsmittel geführt worden. Für eine Änderung in der 
Aufteilung der Stiftungsmittel für 1989 auf die einzelnen Beratungsstellen 
hat sich keine Möglichkeit ergeben. Für 1990 wird die Höhe des Haus- 
haltsansatzes Gegenstand der parlamentarischen Beratungen sein. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


30. Abgeordneter 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Steht nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung seitens der Schweizer Bundesbahn und der 
Österreichischen Bundesbahn ein mengenmäßig 
ausreichendes und von den Beförderungskosten 
her gleichwertiges Angebot an Huckepack- oder 
Container- Waggons für das oberschwäbische 
Transport ge werbe im Hinblick auf den alpen- 
überquerenden Güterverkehr aus Südwürttem- 
berg nach Oberitalien als Ersatz für den von 
schwerer Behinderung betroffenen oder bedroh- 
ten Straßentransit durch die Ostschweiz bzw. 
durch Vorarlberg und Tirol zur Verfügung, und 
wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, darüber 
die betroffenen Industrie- und Handelskammern 
im Detail zu informieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 10. August 1989 

Die Eisenbahnen und Huckepackgesellschaften der Bundesrepublik 
Deutschland, Österreichs, der Schweiz und Italiens erarbeiten derzeit ein 
zusätzliches Angebot für den kombinierten Verkehr über den Brenner und 
den Gotthard. Daneben finden Verhandlungen mit Italien über Verbesse- 
rungen im Vor- und Nachlauf italienischer Umschlagbahnhöfe statt. 

Sobald diese Überlegungen abgeschlossen sind, wird die Bundesregie- 
rung die interessierten Industrie- und Handelskammern informieren. 


31. Abgeordneter 

Kiehm 


(SPD) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um nach dem Auffinden 
der verrotteten Giftfässer auf dem Bahnhof Seel- 
ze (Landkreis Hannover) für ausreichende Si- 
cherheit bei Verpackung, Lagerung, Verladung 
und Transport, auch durch Kontrollmaßnahmen, 
zu sorgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. August 1989 

Die grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter unterhegt dem 
Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr vom 9. Mai 
1980 (RID) . Das RID enthält unter anderem Bestimmungen für die Verpak- 
kung und Kennzeichnung der Versandstücke, Anforderungen an die Ver- 
ladung der Versandstücke sowie für die Kennzeichnung der Wagen. Diese 
Vorschriften gelten auch für zeitweilige Aufenthalte im Verlauf der Beför- 
derung. Die Überwachung der Einhaltung der Gefahrgutvorschriften er- 
folgt gemäß § 8 der Gefahrgutverordung-Eisenbahn. Die Deutsche Bun- 
desbahn (DB) hat für ihre Überwachungstätigkeit ergänzende inner- 
dienstliche Vorschriften erlassen. Diese gelten auch für grenzüberschrei- 
tende Beförderungen. 

Die Gefahrgutvorschriften verlangen einen hohen Sicherheitsstandard 
und werden auf Grund neuer Erfahrungen und Erkenntnisse in Wissen- 
schaft und Technik ständig überprüft und weiterentwickelt. Das RID ist 
letztmalig am 30. November 1987 geändert worden. Die nächste Ände- 
rung wird am 1. Januar 1990 in Kraft treten. 
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Nach Angabe der DB hätten zumindest einige der in diesem Falle verwen- 
deten Fässer wegen ihres schlechten Zustandes nicht befördert werden 
dürfen. Dieser Mangel war bei Übergabe der Sendung von den niederlän- 
dischen Eisenbahnen än die DB nicht erkennbar. 

Die Bundesregierung wird deshalb gemeinsam nüt der DB und den zu- 
ständigen Ausschüssen des Gefahrgut-Verkehrs-Beirates prüfen, ob und 
welche Schlußfolgerungen aus dem Vorfall im Bahnhof Seelze zu ziehen 
sind. 


32. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesre- 

Kiehm gierung in diesem Zusammenhang zu ergreifen, 

(SPD) um den Schutz von Transportpersonen und An- 

hegern durch ausreichende Kennzeichnung si- 
cherzustellen. 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. August 1989 

Die ausreichende Kennzeichnung der Versandstücke und Wagen ist 
durch die Gefahrgutvorschriften sichergestellt. Danach müssen Versand- 
stücke und Wagen mit Gefahrzetteln versehen sein. Kesselwagen sind 
nüt einer orangefarbenen Kennzeichnung zu versehen, die die Kenn- 
zeichnuhgsnummer der Gefahr und des Stoffes (UN-Nr.) enthält. 

Hierdurch werden alle an der Beförderung unmittelbar Beteiligten und bei 
Zwischenfällen auch die Unfallhilfskräfte auf die vom Gefahrgut ausge- 
henden Gefahren hingewiesen. 


33. Abgeordneter 
Kiehm 
(SPD) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung - nicht 
zuletzt wegen der immer größer werden wirt- 
schafthchen Verflechtung und der zunehmen- 
den Zahl von Transporten gefährlicher Stoffe 
und von Giftmüll - EG-weit und international 
zu tun im Hinblick auf Mindeststandards für die 
Deklarier ung, sichere Verpackung, Lagerung, 
Verladung, den Transport sowie Haftung und 
Kontrolle? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. August 1989 

Auf die Antworten zu den Fragen 31 und 32 wird zunächst verwiesen. Die 
RID -Regeln gelten auch für die Beförderung von gefährlichen Abfällen 
über den EG-Bereich hinaus in fast allen europäischen Staaten. 

Die zivilrechtliche Haftung für Schäden bei der Beförderung gefährlicher 
Güter richtet sich nach den nationalen Haftungs vor Schriften. Wegen des 
wachsenden grenzüberschreitenden Verkehrs ist jedoch eine Vereinheit- 
lichung der Haftungsvorschriften auf internationaler Ebene geboten. Die 
UN- Wirtschaftskommission für Europa (ECE) wird noch in diesem Jahr mit 
deutscher Unterstützung ein Übereinkommen über die zivilrechtliche 
Haftung für Schäden bei der Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße, der Schiene und auf Binnenschiffen verabschieden. 
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34. Abgeordneter 

Kiehm 


(SPD) 


Inwieweit wird die Bundesregierung auf die 
Deutsche Bundesbahn (DB) einwirken, für einen 
ausreichenden Schutz bei Gefährdungen zu sor- 
gen, z. B. durch Information der zuständigen 
kommunalen Behörden und ihrer Katastrophen- 
schutzeinrichtungen (auch über Art und Menge 
der gefährhchen Stoffe), angemessene Informa- 
tion der Öffentlichkeit und Maßnahmen inner- 
halb der DB, um eigenverantwortiich und sach- 
verständig Schäden abwenden zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 15. August 1989 

Auf die Antworten zu den Fragen 31 und 32 wird zunächst verwiesen. Die 
Deutsche Bundesbahn (DB) hat Vorbereitungen für die Katastrophenab- 
wehr und Schadensbekämpfung getroffen, die nach ihrer Auffassung aus- 
reichend sind. Diese Maßnahmen werden ständig überprüft und der Ent- 
wicklung angepaßt. 

Im übrigen wird auf die Unterrichtung des Bundesrates durch den Bundes - 
minister für Verkehr über die Vorschriften für die DB für die vorbeugende 
oder vorbereitende Katastrophenabwehr und Schadensbekämpfung vom 
17. Oktober 1985 verwiesen (Bundesrats-Drucksache 533/85 vom 22. Ok- 
tober 1985). 


35. Abgeordneter 
Lintner 
(CDU/CSU) 


Wie viele. WagenladTingen sind im Jahre 1988 an 
den Wagenladungstarifpunkten der nachstehend 
genannten Bimdesb ahnstrecken angekommen 
bzw. abgesandt worden: 

Schweinfurt — Ebenhausen — Mellrichstadt, 
Ebenhausen — Bad Kissingen, 

Gemünden — Bad Kissingen, 

Jossa — Wildflecken, 

Bad Neustadt a. d. Saale — Bad Königshofen, 
Schweinfurt — Eltmann/Ebelsbach, 

Haßfurt — Hofheim, 

Breitengüßbach — Maroldsweisach? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1989 

Die Deutsche Bundesbahn teilte zu Ihrer Anfrage folgende Zahlen mit: 


Wagenladungsaufkommen 1988 

Versand 

Empfang 

Schweinfurt Hbf 
Ebenhausen-Mellrichstadt 



Schweinfurt Hbf 

4 460 

7 355 

Oberwerrn 

1371 

1371 

Rottershausen 

- 

42 

Münnerstadt 

20 

112 

Niederlauer 

26 

20 

Unsieben 

- 

72 

Oberstreu 

8 

61 

Mellrichstadt Bf 

304 

264 
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Wagenladungsaufkommen 1988 

Versand 

Empfang 

Ebenhausen (Unterfr.) - 
Bad Kissingen 



Ebenhausen (Unterfr.) 

14 

31 

Bad Kissingen 

790 

812 

Gemünden (M) - 
Bad Kissingen 



Gemünden (M) 

163 

1804 

Gräfendorf 

14 

15 

Hammelburg 

771 

1048 

Elfershausen-Trimberg 

30 

5 

Euerdorf 

41 

63 

Jossa - Wildflecken 



Jossa 

102 

470 

Altengronau Süd 

115 

38 

Zeitlofs 


— 

Rupboden 

10 

- 

Bad Brückenau 

96 

72 

Wildflecken 

2 528 

1810 

Bad Neustadt (Saale) - 
Bad Königshofen i. Grabfeld 



Bad Neustadt (Saale) 

884 

923 

Hollstadt 

9 

31 

Wülfershausen 

18 

2 

Saal (Saale) 

- 

18 

Bad Königshofen i. Grabfeld 

86 

241 

Schweinfurt Hbf ~ 

Ebelsbach - Eltmann 



Schweinfurt Stadt 

27 

95 

Schonungen 

6 

1 

Gädheim 

_ 

4 

Haßfurt 

54 

162 

Zeil 

1789 

3355 

Ebelsbach - Eltmann 

108 

160 

Haßfurt - Hofheim (Unterfr.) 



Königsberg (Bay.) 

250 

39 

Hofheim (Unterfr.) 

65 

129 

Breitengüßbach - 
Maroldsweisach 



Breitengüßbach 

244 

333 

Baunach 

1 

12 

Ebern 

416 

344 

Pfarrweisach 

12 

20 

Maroldsweisach 

258 

21 


36. Abgeordneter Wie hoch war die Auslastung in den Parkhäu- 

Müller ’ sern der Deutschen Bundesbahn in den Jahren 

(Düsseldorf) 1985, 1986, 1987 und 1988? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1989 

Die Deutsche Bundesbahn besitzt zur Zeit vier eigene Parkhäuser. In 
Bonn, München und Stuttgart liegt die Gesamtausiastuhg zur Zeit über 
100%, in Frankfurt um 75%. 

Gesamtzahlen der Parkvorgänge stehen nicht zur Verfügimg. Erfaßt wur- 
den lediglich alle Parkvorgänge in Verbindung mit einer Bahnreise im 
Schienenpersonenfemverkehr (über 100 km). Die Anzahl dieser Parkvor- 
gänge stellt sich wie folgt dar: 


, 

1985 

1986 

1987 

1988 

Bonn 

4661 

11196 

12024 

12881 

Frankfurt/Main 

8072 

15334 

17243 

18200 

München 

1200 

6832 

7275 

6883 

Stuttgart 

15820 

22974 

26652 

22017 


37. Abgeordneter 

Müller ' 
(Düsseldorf) 

(SPD) 


Welche Auslastimg wies das Parkhaus am 
Hauptbahnhof Bonn aus in den Jahren 1985 bis 
1988, und wie hoch war jeweils der Anteil der 
Parkkunden, die nach dem Abstellen ihres Fahr- 
zeugs einen Zug der Deutschen Bundesbahn be- 
nutzten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1989 

Zur Auslastung des Parkhaüses beim Bahnhof Bonn Hbf stehen der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) kurzfristig zusätzliche Angaben für die Jahre 
1985 und 1986 nicht zur Verfügung. 1987 nutzten das Parkhaus 180 242 
und 1988 184 446 Kurzparker. Dabei handelt es sich zu etwa 40% um 
Parkvorgänge, die direkt oder indirekt mit dem Bahnbetrieb Zusammen- 
hängen (z. B. Zubringer imd Abholer von Reisenden sowie Geschäftsrei- 
sende, die ihre Parkkarte nicht auf ermäßigtes Parken kodieren lassen, da sie 
die Parkkosten über Reisespesen abrechnen). Außerdem wurden 1987 507 
und 1988 510 Dauerparker gezählt; es handelte sich zu 95% um Parkvor- 
gänge von DB-Kunden (Inhaber von Großkimdenabonnements, Netzkarten 
usw.). 


38. Abgeordneter Kann die Bimdesregierung bestätigen, daß die in 

Purps den VDI-Nachrichten aufgeworfenen Fragen zu 

(SPD) den Energiekosten für den ICE (Mehrkosten von 

25 bis 29 Millionen DM jährlich) zutreffend sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. August 1989 

Nein. 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) bestätigt zwar, daß das gegenüber frühe- 
ren Planungen erhöhte Gewicht der ICE-Züge Auswirkungen auf den 
Energiebedarf des Schienenschnellverkehrs haben wird, die hierzu in den 
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„ VDI-Nachrichten" genannten Mehrkosten von jährlich 25 bis 29 Millio- 
nen DM sind jedoch wegen nicht genannter Bezugsbasis nicht nachvoll- 
ziehbar. Die DB beziffert in ihrer Presseerklärung vom 1. August 1989 in 
bezug auf die Vorabveröffentlichung der VDl-Meldung die Mehrkosten 
auf rund 10 Millionen DM. 

Der ICE benötigt auch mit erhöhtem Gewicht weniger Energie als kon- 
ventionelle Reisezüge bei entsprechendem Anforderungsprofil. 


39. Abgeordneter Läßt der laut VDI-Nachiichten „immer schwerer 

Purps werdende" ICE das angepeilte Tempo von 

(SPD) 250 km/h nicht mehr zu, und ist er statt dessen 

nur noch prädestiniert für Langsamfahrt, d. h. 
eine Höchstgeschwindigkeit von 220 km/h? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. August 1989 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) geht auf der Grundlage üirer Zugfahrt- 
rechnungen davon aus, daß die bestellten 41 ICE bei ihrem Einsatz ab 
1^91 ihre geplante betriebliche Höchstgeschwindigkeit von 250 km/h er- 
reichen werden, auch wenn das Zuggewicht höher ausfäUt, als in den ur- 
sprünglichen Planungen zugrunde gelegt worden war. Als Grund für das 
erhöhte Gewicht der Wagen nennt die DB die Ausstattung der Reisezug- 
wagen mit Einrichtungen, die nach Auffassung der DB zum Standard für 
den hochwertigen Fernverkehr der 90er Jahre gehören. Genannt wird ins- 
besondere der Schutz der Fahrgasträume gegen unangenehme Drucker- 
scheinungen bei Tunnelfahrt. 

40. Abgeordneter Ist es weiterhin richtig, daß die Meldung der 

Purps VDI-Nachiichten aus der Hauptverwaltung der 

(SPD) Deutschen Bundesbahn (DB) selbst stammt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. August 1989 

Nein. 

Die Hauptverwaltung der Deutsche Bundesbahn (DB) hat keine Erklärung 
abgegeben, die als Grundlage für die im Beitrag „High-Tech-Zug ICE lei- 
det unter Übergewicht" in den „VDI-Nachrichten" vom 4. August 1989 
auf gestellten Behauptungen gedient haben könnte. Der Autor dieses Arti- 
kels beruft sich auf Meinungsäußerungen eines einzelnen DB -Mitarbei- 
ters anläßlich einer Fachtagung in Erlangen. 

In welcher Höhe sind in die Entwicklung des ICE 
(aufgegliedert in die Entwicklung des Tiiebkop- 
fes des ICE, der Druckwagen und Hochge- 
schwindigkeitstrasse) Bundesmittel bisher ge- 
flossen, und in welcher Höhe sind noch Gelder in 
der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. August 1989 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat die Entwicklung 
und den Bau des „ICE-Experimental" , der als Versuchs- und Erprobungs- 
träger für Komponenten der ICE- Serienzüge dient, im Zeitraum 1982 bis 


41. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 
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1986 mit insgesamt 50,5 Millionen DM gefördert. Für die Durchführung 
von Versuchen mit diesem Zug wurden bis 1989 weitere Bundesmittel in 
Höhe von 24 Milhonen DM gewährt. Eine Aufgliederung dieser Mittel auf 
Triebköpfe und Wagen ist nicht möglich. 

Eine Förderung der in Bau befindlichen ICE-Serienzüge erfolgt nicht. 

Für die Prototyp -Entwicklung des Mehrsystem-Triebzugs ICE-M für den 
grenzüberschreitenden Einsatz in Europa wurden von BMFT für den 
Zeitraum 1987 bis 1993 insgesamt Bundesmittel in Höhe von 22 Millio- 
nen DM bewilligt. 


42. Abgeordneter 

Schulze 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Wie ist der gegenwärtige Stand der Gespräche 
bzw. Verhandlungen mit der DDR über die Ei- 
senbahn-Schnellstreckenverbindung zwischen 
Berlin und Hannover? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1989 

Die Verhandlungen mit der DDR über den Ausbau der Strecke Oebis- 
felde-Berlin als Teil einer schnellen Eisenbahnverbindung zwischen 
Hannover und Berlin werden zügig, aber mit der gebotenen Sorgfalt ge- 
führt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann über den Stand der Gespräche, 
bei denen zahlreiche technische und verkehrliche Einzelfragen zu lösen 
sind, noch keine Aussage getroffen werden. Beide Seiten haben Vertrau- 
lichkeit vereinbart. 


43. Abgeordneter 

Schulze 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Kann davon ausgegangen werden, daß bei dem 
Bau und anderen technischen Arbeiten für 
das Eisenbahnvorhaben einschlägige Unterneh- 
men im Bundesgebiet und Berlin (West) ange- 
messen beteiligt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1989 


Die Bundesregierung strebt an, daß Unternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) an den anstehenden Arbeiten 
beteiligt werden. 


44. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Wie weit sind die Verhandlungen der Deutschen 
Bundesbahn mit dem Land Hessen über den 
Abschluß einer Rahmenvereinbarung gediehen, 
und welche Regelungen sieht diese Vereinba- 
rung für die Bundesbahnstrecken in den Land- 
kreisen Kassel und Waldeck-Frankenberg im 
einzelnen vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. August 1989 

Die „Rahmenvereinbarung zwischen dem Land Hessen und der Deut- 
schen Bundesbahn über die künftige Gestaltung des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs" wurde am 28. Juni 1989 abgeschlossen. Wegen des 
Umfangs der Vereinbarung werde ich Ihnen einen Abdruck gesondert 
übersenden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


45. Abgeordneter 

Paintner 


(FDP) 


Trifft es zu, daß, wie in der Zeitschrift „Der Spie- 
gel" berichtet, der Störfall im Atomkraftwerk 
Isar-I Ohu wahrscheinhch zu einer dauernden 
Stillegung der Atomanlage führt, und welche 
Gefahren bestehen für die Bevölkerung auf 
Grund dieses Störfalles? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 16i August 1989 

Am 24. Juh 1989 war es beim Brennelementwechsel zu einem besonde- 
ren Vorkommnis der Kategorie N (Normalmeldung - unterste Meldekate- 
gorie) gekommen. Durch einen Schaden an der Brennelementwechsel- 
maschine waren etwa 70 Kugeln eines Kugellagers in den geöffneten 
Reaktordruckbehälter gefallen. Das Vorkommnis ist der zuständigen 
Behörde ordnungsgemäß gemeldet worden. 

Der Betreiber strebt an, bis zum Ende der Revision alle Kugeln aus dem 
Reaktor druckbeh älter wieder zu entfernen. Sollten trotz aller Bemühun- 
gen einige Kugeln nicht wiedergefunden werden, wird die zuständige 
atomrechüiche Aufsichtsbehörde {das Bayerische Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen) verlangen, daß der Nachweis 
erbracht wird, daß der Reaktorkern kugelfrei ist und daß sich keine 
Kugeln an sicherheitstechnisch bedenklichen Stellen befinden können. 

Dieses Vorgehen soll sicherstellen, daß aus dem genannten Vorkommnis 
keine Gefahren für die Bevölkerung entstehen können. Der BMU hält das 
geplante Vorgehen für sachgerecht und wird den Vorgang weiter sorgfäl- 
tig begleiten. 

Bei dem derzeitigen Zustand der Anlage - ab geschaltet, drucklos und im 
Nachkühlbetrieb - ist der Verlust der 8 mm großen und 2 Gramm schwe- 
ren Kugeln in den Reaktordruckbehältern nicht von sicherheitstechnischer 
Bedeutung. Eine Rekritikalität des Reaktors ist durch die hineingefalle- 
nen Kugeln nicht möglich, auch ist eine Beschädigung der Brennele- 
mente durch eine Umwälzung der Kuglen mit dem Kühlmittel bei der 
während des Nachkühlbetriebes herrschenden geringen Strömung nicht 
denkbar. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


46. Abgeordneter 

Conradi 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Urteile des VGH Mannheim, nach denen Alten- 
pflegeheime und Wohnheime für Asylbewerber 
in reinen Wohngebieten nach § 3 BauNVO nicht 
zulässig sein sollen, die derzeitige Novellierung 
der BauNVO dahin gehend zu ergänzen, daß in 
reinen Wohngebieten nach § 3 BauNVO Wohn- 
und Pflegeheime allgemein zulässig sind? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Echternach 
vom 15. August 1989 

Nach geltendem Recht haben die Gemeinden die Möglichkeit, nach Ab- 
wägung der berührten Belange auch bei Ausweisung eines reinen Wohn- 
gebiets zugunsten von Altenpflegeheimen und Gemeinschaftsunterkünf- 
ten für Asylbewerber entsprechende Festsetzungen zu treffen, erforderli- 
chenfalls auch nachträglich durch Änderung des Bebauungsplans. Die am 
28. Juni 1989 vom Bundeskabinett gebilligte Vierte Verordung zur Ände- 
rung der Baunutzungs Verordnung läßt diese Rechtslage unverändert. 

Die Entscheidungen des Baden-Württembergischen Verwaltungsge- 
richtshofs haben die Bundesregierung veranlaßt, die Vorschriften der 
Baunutzungs Verordnung noch einmal zu überprüfen. Die Überprüfung 
findet im Verfahren des Bundesrates statt, dem die 4. Änderungsverordnung 
zur Zustimmung vorliegt. 


47. Abgeordneter Wie lange dauern nach Kenntnis der Bundesre- 

Grünbeck gierung Baugenehmigungsverfahren in den Be- 

(FDP) reichen Wohnungsbau, Gewerbe- und Industrie- 

bau und Großinvestitionen der öffentlichen 
Hand, und welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, auf eine Beschleunigung der Bau- 
genehmigungsverfahren hinzuwirken? 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 10. August 1989 

Der Vollzug der Verfahren des Hoch- und Tiefbaus fällt weit überwiegend 
in die ausschließliche Zuständigkeit der Länder. Angesichts der Vielfalt 
der Bauvorhaben und ihrer örtlichen und sonstigen Bedingungen hegen 
keine statistisch sicheren Angaben über die Dauer der Verfahren vor. 

Aus der Rechtstatsachenforschung des Bundesministers für Raumordung, 
Bauwesen und Städtebau, einer Umfrage des DIHT-Umweltausschusses 
vom September 1988 und stichprobenartigen Nachfragen einzelner Län- 
der zur Länge baurechtlicher und immissionsschutzrechtiicher Verfahren 
ergibt sich jedoch folgender grober Anhalt: 

- Baugenehmigungen für Ein- und Zweifamilienhäuser werden im 
Durchschnitt innerhalb von zwei Monaten, für Geschoß wohnungsbau- 
ten innerhalb von zwei bis vier Monaten erteilt; 

- immissionsschutzrechtliche Genehmigungen für Gewerbe- und Indu- 
striebauten, die die Baugenehmigung mit einschließen, dauern in der 
Hälfte aller Fälle um sechs Monate; in den übrigen Fällen dauern sie 
länger, ohne daß sich eine Zahl mit hinreichender Zuverlässigkeit an- 
geben läßt; 

- für Großinvestitionen der öffentlichen Hand, die in der Regel den be- 
sonderen Vorschriften des Fachplanungsrechts unterüegen, lassen sich 
wegen der Verschiedenartigkeit der Vorhaben keine aussagekräftigen 
Angaben machen. 

Von großem Einfluß auf die Verwirklichung der Vorhaben ist naturgemäß 
die Ausschöpfung von Rechtsmitteln, insbesondere von Bürgerinitiativen 
(z. B. Flughafen München). 

Die Bundesregierung hat nur sehr eingeschränkte verfassungsrechtliche 
Möglichkeiten, auf eine Beschleunigung der Genehmingungs verfahren 
hinzuwirken, Soweit verfährensrechtliche und materiellrechtliche Anfor- 
derungen des Städtebaurechts zu Verfahrensverkürzugen beitragen kön- 
nen, wurden diese Möglichkeiten mit dem Baugesetzbuch ausgeschöpft. 
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Im Bereich des landesrechtlichen Bauordnungsrechts sind ebenfalls in 
mehreren Schritten Verfahrensbeschleunigungen mit Erfolg umgesetzt 
worden. Vereinzelt mögen noch nicht alle administrativen Möglichkeiten 
ausgeschöpft sein. Allerdings treten verfahrensverlängemde Wirkungen 
ein, wenn die Sicherung neuer, unabweisbarer Belange des Allgemein- 
wohls, wie insbesondere in den Bereichen des Umwelt- und Naturschut- 
zes, erforderlich ist. 

Die Bundesregierung ist bemüht, im Dialog mit den Ländern und kommu- 
nalen Spitzenverbänden, im Vollzug auf tretende Auslegungsfragen des 
geltenden Bundesrechts, die zu Verzögerungen™ Genehmigungsverfah- 
ren führen können, rasch zu klären und auch insoweit auf administrative 
und organisatorische Möglichkeiten zur Beschleunigung der Verfahren 
hinzuwirken. 


48. Abgeordneter Welche politischen Schritte wird der Bundesmi- 

Müntefering nister der Justiz, Engelhard, unternehmen, um 

(SPD) seiner Forderung zu entsprechen, das Urteil des 

Verwaltungsgerichtshofes Mannheim zur bau- 
fechtlichen Zulässigkeit des Wohnungsbaues für 
Asylbewerber in reinen Wohngebieten zu korri- 
gieren? 


49. Abgeordneter 
Müntefering 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Änderung 
des Baurechtes sicherzustellen, daß solche Urtei- 
le künftig nicht mehr möglich werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Echternach 
vom 15. August 1989 

Nach geltendem Recht haben die Gemeinden die Möghchkeit, nach Ab- 
wägung der berührten Belange auch bei Ausweisung eines reinen Wohn- 
gebietes zugunsten von Gemeinschaftsünterkünften für Asylbewerber 
entsprechende Festsetzungen zu treffen, erforderlichenfalls auch nach- 
träglich durch Änderung des Bebauungsplans. 

Die am 28. Juni 1989 vom Bundeskabinett gebilligte Vierte Verordnung 
zur Änderung der Baunutzungsverordnung läßt diese Rechtslage un- 
verändert. 

Die Entscheidungen des Baden-Württembergischen Verwaltungsge- 
richtshofs, auch soweit sie die Zulässigkeit von Altenpflegeheimen in rei- 
nen Wohngebieten betreffen, haben die Bundesregierung veranlaßt, die 
Vorschriften der Baunutzungsverordnung noch einmal zu überprüfen. Die 
Überprüfung findet im Verfahren des Bundesrates statt, dem die 4. Än- 
derungsverordnung zur Zustimmung vorliegt. 


50. Abgeordneter 
Nehm 
(SPD) 


Welche Verpfhchtungsermächtigungen sind im 
Finanzplan des Bundes in den einzelnen Jahren 
1989 bis 1993 zur Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaus vorgesehen, und wie verteilen sich die 
Mittel auf die einzelnen Förderwege? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Echternach 
vom 16. August 1989 

Nach dem Finanzplan des Bundes 1989 bis 1993 sind zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues Verpflichtungsrahmen in folgender Höhe vor- 
gesehen: 
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1989 

1990 

1991 

1992 

1993 



- in Mrd. DM - 



1,05 

1,6 

1,4 

1,0 

0,5 

Sie verteilen sich in 
den Jahren 1990 auf 






- Baudarlehen 
(1. Förderweg) 

- Aufwendungs- 

0,15 

0,15 




darlehen 
(2. Förderweg) 

0,15 

0,45 




- Zuschüsse 

0,75 

1,0 





Der Finanzplan des Bundes 1989 bis 1993 enthält eine Aufteilung für die 
Jahre 1991 bis 1993 nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


51. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Chancen sieht die Bundesregierung, den 
Einsatz der umweltfreundlichen Elektroautos in 
den Innenstädten zu fördern, und wie hoch könn- 
te nach Ansicht der Bundesregierung der Bedarf 
in der Bundesrepublik Deutschland in den näch- 
sten Jahren sein angesichts des von der EG- 
Wissenschaftsvereinigung Cost (European Co- 
operation of Scientific and Technical Research) 
geschätzten Bedarfs innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft für die nächsten Jahre in Höhe von 
mindestens 1 Million Elektroautos? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ziller 
vom 17. August 1989 

Die Bundesregierung hat mit der „Dritten Fortschreibung des Berichts 
über die Förderung des Einsatzes von Elektrofahrzeugen" gerade eine 
Bilanz gezogen, deren wichtigsten Ergebnisse im folgenden zusammen- 
gefaßt werden: 

Die Umweltvorteile der Elektrofahrzeuge am Einsatzort sind offensicht- 
lich, es entstehen dort faktisch keine Schadstoffe, und die Lärmemission 
ist minimal. Andererseits muß die Schadstoffemission der Elektrofahr- 
zeuge auch global, d. h. unter Berücksichtigung der Kraftwerksemissio- 
nen, betrachtet werden. Dabei ergibt sich z. B. für Elektro-Pkw im Ver- 
gleich zu konventionellen, schadstoffarmen Pkw, die mit geregelten 3- 
Wege- Katalysatoren ausgestattet sind, eher eine ausgeglichene Bilanz 
(geringere CO- und CH-, höhere SO 2 -, etwa gleiche NOx‘Emission beim 
Elektro-Pkw.). 

Die gegenwärtig in Straßenfahrzeugen in Erprobung befindlichen 
Natrium- Schwefel- Batterien können die auf sie gesetzten Erwartungen 
noch nicht erfüllen. Insbesondere muß die Standfestigkeit der Oxid- 
Keramik in der Batterie und damit die Lebensdauer der Na-S-Batterie 
noch deutlich verbessert werden. 
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Die Anschaffungskosten der Elektro-Pkw liegen heute noch deutlich (ca. 
300 bis 400%) über denen konventioneller Pkw. Bei einer angenommenen 
Produktionsmenge von 100000 Elektrofahrzeugen pro Jahr könnten die 
Preise für Elektro-Pkw allerdings soweit gleichziehen, daß lediglich die 
Mehrkosten für die Batterien (ca. 5 000 DM) verbleiben würden. Die 
Betriebs- und Wartungskosten für Elektrofahrzeuge liegen etwa in der 
gleichen Größenordnung wie die für herkömmliche Fahrzeuge. 

Zusammenfassend kommt der Bericht der Bundesregierung zum Ergeb- 
nis, daß sich unter den heutigen Rahmenbedingungen ein breiter, allge- 
meiner Markt für Elektrofahrzeuge in absehbarer Zeit noch nicht entwik- 
keln kann. Dennoch gibt es ein öffentliches Interesse, das Know-how für 
Elektroantriebe im Fahrzeug weiterzuentwicklen, etwa im Hinblick auf 
zukünftige Verknappungen oder erhebliche Verteuerungen des Rohöls 
oder auf eventuell engere Grenzen für die Schadstoffbelastung der Luft 
im inner städtischen Bereich. 

Im Rahmen der Forschungsförderung der Bundesregierung wurden im 
Zeitraum 1974 bis 1988 insgesamt 146 Mio. DM für Elektrofahrzeuge 
bereitgestellt, davon 101 Mio. DM für die Entwicklung von Elektrobatte- 
rien, 33 Mio. DM für die Entwicklung von Elektrobussen und 12 Mio. DM 
für die Entwicklung von Elektrotransportern. Die zukünftigen For- 
schungsmaßnahmen sollen sich primär auf die Weiterentwicldung der 
Batterien bezüglich Leistungsdichte, Verfügbarkeit, Sicherheit und Her- 
stellkosten und auf die Fortentwicklung elektrisch betriebener öffentlicher 
Nahverkehrssysteme für den innerstädtischen Bereich konzentrieren. Beson- 
ders interessant erscheinen hier dual betriebene Busse, die im innerstädti- 
schen Bereich elektrisch (Batterie, Magnetspeicher, Oberleitung) und im 
Regionalbereich dieselbetrieben fahren können. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung prüfen, ob für bestimmte 
Anwendungen der obersten Bundesbehörden im Rahmen ihrer Fahr- 
zeugpools verstärkt Elektrofahrzeuge eingesetzt werden können. So 
beabsichtigt die Deutsche Bundespost, ab 1990 (voraussichtlich im Kölner 
Raum) 30 City- Stromer einzusetzen, um der Öffentlichkeit das umwelt- 
freundliche Verhalten eines Fuhrparks mit Elektroautos zu demonstrie- 
ren. Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn auch die Länder und 
Kommunen ähnliche Schritte einleiten würden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


52. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


In wie vielen Fällen wurden in dep letzten Jahren 
Eltern oder sonstige Angehörige als Erben ver- 
storbener ehemaliger BAföG-Empfänger zur 
Rückzahlung nicht oder nicht vollständig zurück- 
gezahlter BAföG-Darlehen herangezogen, und 
wie hoch waren durchschnittlich die von den 
Erben zu tilgenden Restbeträge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Lammert 
vom 11. August 1989 

Die Zahl der vom Bundesverwaltungsamt in den letzten Jahren bearbeite- 
ten Erbfälle betrug: 
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1978 

114 

1979 

51 

1980 

58 

1981 

234 

1982 

456 

1983 

802 

1984 

913 

1985 

653 

1986 

637 

1987 

431 

1988 

854 


Über die Höhe der den Erben gegenüber geltend gemachten Darlehens- 
beträge liegen nur wenige statistisch verwertbare Angaben vor. Im Bear- 
beitungsjahr 1988 betrug die durchschnittliche Darlehensrestschuld der 
verstorbenen Darlehensnehmer, in denen die Erben das Angebot, bei 
sofortiger Rückzahlung der Hälfte des Restdarlehens die andere Hälfte zu 
erlassen, angenommen haben, 5 950 DM. Die durchschnittliche Darle- 
hensrestschuld für Fälle, in denen die gesamte offene Darlehensrestschuld 
unbefristet niedergeschlagen wurde, betrug im Bearbeitungsjahr 1988 
8 250 DM. 


53. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
die derzeitige Informationspraxis des Bundesver- 
waltungsamtes unakzeptabel ist, nach der die 
hinterblieb enen Angehörigen in einem Anschrei- 
ben zwar darüber informiert werden, daß bei 
sofortiger Rückzahlung die Hälfte des Restdarle- 
hens erlassen wird, sie aber nicht darüber aufge- 
klärt werden, daß nach geltender Rechtslage eine 
Rückzahlung nur aus dem Nachlaß des Verstor- 
benen abzüglich der Schulden und der Beerdi- 
gungskosten zu tätigen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Lammert 
vom 11. August 1989 

Kann das Bundesverwaltungsamt bereits nach den ersten Auskünften des 
oder der Erben annehmen, daß allenfalls ein geringfügiger Nachlaß vor- 
handen ist, zeigt die Behörde im Zusammenhang mit der Übersendung 
eines Formblatts zur Erstellung eines Nachlaßverzeichnisses die Möglich- 
keit einer Haftungsbeschränkung auf. In allen anderen Fällen wird zu- 
nächst ein Schreiben versandt, in dem die hinterblieb enen Angehörigen 
eines verstorbenen Darlehensnehmers darüber informiert werden, daß bei 
sofortiger Rückzahlung der Hälfte des Restdarlehens die andere Hälfte 
erlassen wird. Dieses Schreiben enthält folgenden Satz; „Ob Sie im Hin- 
blick auf den Umfang des vorhandenen Nachlasses überhaupt zur Rück- 
zahlung verpflichtet sind, vermag ich ohne Ihre weiteren Darlegungen 
nicht zu beurteilen. " Es ist einzuräumen, daß diese Formulierung nicht für 
jeden Betroffenen deutlich erkennen läßt, daß der Erbe nach dem BGB die 
Möglichkeit hat, die Einrede der Dürftigkeit des Nachlasses zu erheben 
und damit seine Haftung auf die Höhe des Nachlasses zu beschränken. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wird für eine verständ- 
lichere Formulierung dieses Hinweises Sorge tragen. 


Bonn, den 18. August 1989 
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